
, 18. Beiblatt :Bt:.iblatt zur Parlamentskorrespondenz 

Anfraie 
der Abg. ])1'. ) 'I e i f EI .'1' und Genossen 
an den Bundesminister :für Finanzen, , 

l" Juli 19:::3 

betreffend die Vermehrung der H1lfsarztstellen und Honorierung der 
sogenannten Gastärzte an den Universitätskliniken • 

... -.-
Bereits seit mehreren Jahren wird von allen berufenen Stellen 

- Landesärztekammern, Bundessektion der in A.usbildung stohenden Ärzte 
in der Österreio~sohen Ärztekammer, Dekanate der medizinischen Fakul­
täten; Bundeamin'i,ster1um für Unterrioht - die J'o:rQ.f:o\.rung nach Vermehrung 

der Bilfsar.tstellen an den Univ~rsitätskliniken mit allem Naohdruck 
erhoben und vertreten, da durch ein gewaltiges ~nwachsen der ärztlichen 

und wissenschaftlichen Tätigkeit die derzeit vorhandenen Planstellen an 
den Kliniken bei weitem .nicht mehr ausreiohen. ])aß trotzdem der Betrieb 

an den Universitätskliniken nooh reJ,ativklaglos weitergeführt werden 

kann, beruht aussoh1ießlidh auf der bedauerliohen Tatsache, daß ent­
gegen den klaren Bestimmutlgen deli' § 57 Arztegesetz, Ärzte, .die ihre 
vorgesohriebene Spitalspraxis absolvieren,die notwendigen Dienstlei­
stungen ohne Bnt~lt vollbringen müssen. (Vgl. 'unsere beigeschlossenen 

Anf~agen vom 24. Oktober 1951, 34S/J, ~n den Bundesminister für soziale 
Verwaltung und vom 17. Juni 1953, 4S/J, a-n den Bundesminister für Un­
terricht!) 

So wird z.ß. das Zentralröntgen-Institut an der Universität Inns­
bruok formell von einem vollbeschäftigten .Assistenten der ohirurgisohen 
Klinik, tatsächlich aber von einem unb&zablten Facharzt für Röntgenelo-

" gie geleitet. Auch sind in letzter Zeit neue Ambulanzen und Forschungs-
abteilungen an den Kliniken .ohne gleichzeitige Vermehru.ng des ärztli­

Chen Personals geschaffen worden. Auch dies hat in der Regel zur Folge, 
daß die Mehrarbeit vQn unbesoldeten Ärzten geleistet werden muß. 

Die seit Jahren erhobenen und auch von uns in ,der Budgetdebatte 
am 9. Dezember 1951 (Stenographische Protokolle 8.2640) unterstützten 
Minimalforderungen gehen dahin, daß an der Unive rsi tätsklinik in Graz 

10 und in Innsbl'u.ok 15 neue Hilfsarztstellen gesohaffen werden und daß 
ferner an Stelle der im Sommer 1951 an den Wiener Univorsitätskliniken 
provisorisoh eingeriohteten 50 sogenannten ~spirantenstellen, die im 

\ 

darauffolgenden Jahre in normale HilfsarztsteIlen umge-,vand\:llt ';v~'rden 
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19. Beiblatt ·1.. Juli 195:3 

eollten, im Dienstpostenplan Q.as Bunde sv oraI).schlage s für 1954 50 6,:/· 

stemi$ierte Hilfsarztstellen vorgesehen werden. De:?;' erforderliche Mehr-

aufwand dÜrfte ungefähr eine halbe M:Ulion Schilling pro Jahr betr$gen., 
Das Finanzministerium soll zwar die Notwendigkeit der Schaffung 

dieser Stellen anerkannt, jedoch die Erfüllung davon abhängig gemaoht 

habent daß dafür ein entsprechender .Abbau sonstiger wissenschaftlioher 

Kräfte an den Hoohsohulen stattfinde. Was sowohl von den Spitalsärzten 

als auoh seitens des Unterrichtsministeriums mit Recht abgelehnt wi~. 
I 

In der Tat sind d.ie österreiohischen Hochschulen auch in personeller 

Hinsicht so schleoht dotiert,daß hier ein Abbau gerad.ezu tödlioh wäre", 

(Vgl. hiezu statt allem den Vortrag des ·l;'räsi~enten der .Akadi;;mi~ der Wis­

sensohaften, ~:rof.DroMeiBter, vom 28.3.1952 "Österreichs Wissenschaft 

vor der Frage ihrer Existenz", Wiener Universitätszeitung, 4.Jg.Nr.7 

v.l.4.195'0) 
Angesichts dieser ~atBachen und der'im Zuge befindliohen Ausarbei­

tung des Bundesvoransohlages stell,en die gef'ertigtenAb'geordneten an den 

Herrn Bundesminister· für Finanzen die 

Ll1._fJ'_~ g e. 
Ist der Herr Minister bereit t . 

1.) im Dienstpostenplan für 1954 die Hilfsarztstellen an den Uni­

'Vers i titskliniken in Graz um 10 und in Inns'bruok um 15 zu vermehren 

sowie die 50 Aspirantenstellen der Wiener Unive rai t.ätskliniken in voll­

wertige Hilfsa~ztstellen umzuwandeln, ohne eine gleiohzeitige Vermin­

derung des übrig~n wissenschaftlichen Personals der Hochsohulen zu ver­

langen, 

2. den Universitätskliniken die erforderlichen Mittel für die ge­

setzmäßige Honor1erung und Sozialversicherung. der übrigen an den Klini­

ken in Berufsausbildung stehenden Jungärzte zur Verfügung zu stellen? 
) 

- ... 4)-" .... 0 .. 
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